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§ 75 VBG Ergänzungszulage aus
Anlaß einer Einstufungsänderung

 VBG - Vertragsbedienstetengesetz 1948

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 14.01.2026

1. (1)Wird ein Vertragsbediensteter in eine niedrigere Bewertungsgruppe seiner Entlohnungsgruppe eingestuft oder

von einem Arbeitsplatz gemäß § 68 Abs. 1a abberufen, gebührt ihm eine Ergänzungszulage, wenn das jeweilige

Monatsentgelt in der neuen Verwendung niedriger ist als das Monatsentgelt, auf das der Vertragsbedienstete

bisher Anspruch gehabt hat.

2. (2)Die Höhe der Ergänzungszulage ergibt sich aus der Differenz zwischen

1. 1.dem jeweiligen Monatsentgelt, auf das der Vertragsbedienstete nach seiner Abberufung Anspruch hat,

und

2. 2.dem Monatsentgelt, das dem Vertragsbediensteten auf seinem bisherigen Arbeitsplatz zukommen würde.

Spätere Vorrückungen sind nur bei dem in Z 1 angeführten Monatsentgelt zu berücksichtigen.

3. (3)Der Anspruch auf Ergänzungszulage nach Abs. 1 erlischt, wenn

1. 1.die Höhe des jeweiligen Monatsentgeltes, das dem Vertragsbediensteten in der neuen Verwendung

gebührt, die Höhe des Betrages erreicht, der dem Monatsentgelt, auf das der Vertragsbedienstete

unmittelbar vor der Abberufung Anspruch gehabt hat, entspricht, oder

2. 2.der Vertragsbedienstete neuerlich in dieselbe oder in eine höhere Bewertungsgruppe eingestuft wird als

jene, der er vor der Abberufung, die den Anspruch auf Ergänzungszulage begründete, angehörte, oder

3. 3.der Vertragsbedienstete der Aufforderung des Dienstgebers, sich um eine bestimmte ausgeschriebene

Funktion zu bewerben, nicht nachkommt, oder

4. 4.der Zeitraum der befristeten Bestellung des Vertragsbediensteten gemäß § 68 bei Beibehalten des

Arbeitsplatzes enden würde.

Im Falle einer Abberufung von einem Arbeitsplatz gemäß § 68 Abs. 1a ist Z 2 nur anzuwenden, wenn eine weitere

Betrauung als Generalsekretärin oder Generalsekretär gemäß § 7 Abs. 11 BMG oder als Sprecherin der

Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG

erfolgt, und Z 3 nicht anzuwenden.

4. (4)Voraussetzung für das Erlöschen nach Abs. 3 Z 3 ist, daß

1. 1.die ausgeschriebene Funktion derselben Bewertungsgruppe zugeordnet ist wie die Funktion, von der der

Vertragsbedienstete abberufen worden ist,

2. 2.der Vertragsbedienstete die Ernennungserfordernisse und sonstigen ausbildungsbezogenen

Ausschreibungsbedingungen für den ausgeschriebenen Arbeitsplatz erfüllt, und

3. 3.wenn sich der ausgeschriebene Arbeitsplatz an einem anderen Dienstort befindet, die Bewerbung dem

Vertragsbediensteten unter Berücksichtigung seiner persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse

zumutbar ist.

Z 3 ist auf Dienstbereiche nicht anzuwenden, in denen es nach der Natur des Dienstes notwendig ist, die

Vertragsbediensteten nach einiger Zeit zu einer anderen Dienststelle zu versetzen.
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5. (5)Waren durch die bisherige Funktionszulage alle Mehrleistungen des Vertragsbediensteten in zeitlicher und

mengenmäßiger Hinsicht abgegolten und

1. 1.ist dies bei der neuen Funktionszulage nicht der Fall oder

2. 2.besteht für die neue Verwendung kein Anspruch auf Funktionszulage,

sind 69,11% der bisherigen Funktionszulage der Bemessung der Ergänzungszulage nach Abs. 1 zugrunde zu

legen.

6. (6)Bestand auf dem bisherigen Arbeitsplatz Anspruch auf ein fixes Monatsentgelt und

1. 1.sind durch die neue Funktionszulage die Mehrleistungen des Vertragsbediensteten in zeitlicher und

mengenmäßiger Hinsicht nicht abgegolten oder

2. 2.besteht für die neue Verwendung weder Anspruch auf ein fixes Monatsentgelt noch auf Funktionszulage,

sind 86,35% des bisherigen fixen Monatsentgelts der Bemessung der Ergänzungszulage nach Abs. 2 zugrunde zu

legen.

7. (7)Die Ergänzungszulagen nach den Abs. 5 und 6 sind der Bemessung von Nebengebühren für zeit- oder

mengenmäßige Mehrleistungen abweichend von den nach § 22 anwendbaren §§ 15 bis 17b des

Gehaltsgesetzes 1956 nicht zugrunde zu legen.

8. (8)Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 gebührt nicht, wenn

1. 1.der Vertragsbedienstete in ein anderes Entlohnungsschema oder in eine andere Entlohnungsgruppe

überstellt wird oder

2. 2.der neue Arbeitsplatz einer höheren Entlohnungsgruppe zugeordnet ist als die bisherige Funktion oder

3. 3.die nach § 68 Abs. 1, 1a oder 4 vorgesehene Dauer einer zeitlich begrenzten Funktion ohne

Weiterbestellung endet oder im Falle einer vorzeitigen Abberufung aus einer zeitlich begrenzten Funktion die

nach § 68 Abs. 1, 1a oder 4 ursprünglich vorgesehene Funktionsdauer abläuft oder

4. 4.die oder der Vertragsbedienstete von

1. a)einer Funktion gemäß § 68 Abs. 1a oder

2. b)dem Arbeitsplatz der Leiterin oder des Leiters des Büros einer Generalsekretärin oder eines

Generalsekretärs gemäß § 7 Abs. 11 BMG oder

3. c)einem Arbeitsplatz für eine Verwendung gemäß § 4a Abs. 1 Z 1

abberufen wird, wenn sie oder er nicht am Tag der Wirksamkeit der Abberufung Verwendungszeiten nach

Abs. 9 von mindestens drei Jahren aufweist oder

5. 5.eine oder ein Vertragsbediensteter von einer Funktion gemäß § 68 Abs. 1a abberufen wird, wenn sie oder

er die vor der Betrauung mit dieser Funktion ausgeübte Funktion während dieser Betrauung weiterhin

ausgeübt oder weiterhin dem Personalstand einer anderen Dienststelle angehört hat.

9. (9)Verwendungszeiten im Sinne des Abs. 8 Z 4 sind bei Abberufung von einem

1. 1.im § 68 Abs. 1a oder 5 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf Arbeitsplätzen der

Bewertungsgruppen v1/5, v1/6 oder v1/7 oder auf zumindest gleichwertigen Arbeitsplätzen im Dienst einer

inländischen Gebietskörperschaft,

2. 2.im § 69 Abs. 7 Z 1 mit Ausnahme des Falls des Abs. 8 Z 4 lit. b angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen

auf Arbeitsplätzen im Kabinett einer Bundesministerin oder eines Bundesministers, einer sonstigen

Einrichtung gemäß § 7 Abs. 3 BMG, die der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler oder der Vizekanzlerin

oder dem Vizekanzler zur Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik

insbesondere im Bereich Strategie, Analyse und Planung direkt unterstellt ist, oder im Büro einer

Staatssekretärin oder eines Staatssekretärs oder eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des

Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes oder im Büro der Sprecherin der

Bundesregierung oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu

§ 2 BMG,

3. 3.im Abs. 8 Z 4 lit. b angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf Arbeitsplätzen als Leiterin oder Leiter

des Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs nach § 7 Abs. 11 BMG.

10. (10)Ist ein Anspruch auf Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 in einem befristeten Dienstverhältnis

entstanden, endet dieser Anspruch spätestens mit der Umwandlung dieses Dienstverhältnisses in ein

unbefristetes.

11. (11)Ist ein Vertragsbediensteter des Entlohnungsschemas v dauernd mit einem im § 254 Abs. 16 BDG 1979
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angeführten Arbeitsplatz betraut, gebührt ihm eine Ergänzungszulage. Diese Ergänzungszulage ist unter

Berücksichtigung der ausgeübten Funktion und des Unterschiedes der hiefür gemäß § 36a des

Gehaltsgesetzes 1956 gebührenden Vergleichsbezüge zu bemessen. Sie darf die durchschnittliche Höhe nicht

übersteigen, in der sie einem Beamten einer der Entlohnungsgruppe des Vertragsbediensteten gleichwertigen

Verwendungsgruppe in der betreffenden Verwendung für die Dauer des Zeitraumes gebühren würde, in dem der

Bezug dieses Beamten gemäß § 36a des Gehaltsgesetzes 1956 mit dem alten Bezug im Laufbahndurchschnitt zu

vergleichen ist.
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